
Mit dem neuen Zahlungsdiensteauf-
sichtsgesetz (ZAG) und der Einführ-
ung der Paragraphen 675c bis z ins
BGB ist die EU-Zahlungsdienstericht-
linie in Deutschland umgesetzt wor-
den. Auswirkungen zeigen sich bei
Treuhandkonten, Wertstellungsver-
einbarungen und vor allem den neuen
Zahlungsinstituten.

Kartendienstleister, die vom Han-
del Gelder zur Zahlungsabwicklung
übernehmen, dürfen diese nicht mehr
auf eigenen Konten vermischt mit an-
deren Kundengeldern stehen lassen,
sondern müssen
sie nach Para-
graph 13 Abs.1
Ziff.1b ZAG auf
Treuhandkonten
leiten, auf denen
keine Zinsen ab-
gebildet werden dürfen. Zugleich sind
die Dienstleister zur unverzüglichen,
taggleichen Wertstellung nach Para-
graph 675 t BGB verpflichtet. 

Diese verbesserte Position führt in
der Handelspraxis zu zwei Mustern:
Händler, die Wert auf die Darstellung
eines besseren Finanzergebnisses le-
gen, haben bei der erforderlichen Neu-
fixierung der Vertragsnebenabreden
bestehende Wertstellungsvereinba-
rungen bestätigt, verlängert oder aus-
gebaut. Händler, die zugunsten nied-
rigerer operativer Aufwendungen auf

Wertstellungsvorteile verzichten, ha-
ben Nachlässe bei den Abwicklungsge-
bühren verhandelt oder erneut ver-
traglich festgeschrieben. 

Von langfristiger Bedeutung ist die
gemäß Paragraph 1 Abs.1 Ziff. 5 ZAG

eingeführte neue Kate-
gorie der Zahlungsinsti-
tute. Diese unterliegen
in Deutschland der
Kontrolle der Bundes-
anstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht

(Bafin) und können mit einer nationa-
len Zulassung europaweit ihren Han-
delskunden bei deren Expansion fol-
gen. Das betrifft vor allem Unterneh-
men im Zahlungskartengeschäft und
im Geld- und Werttransportbereich. 

Für die Handelsunternehmen bie-
tet das aufwendige Prüfungs- und Zu-
lassungsverfahren für Zahlungsinstitu-
te ein größeres Maß an Sicherheit bei
ihren Partnern. Aktuell leben die
Dienstleister von der in Paragraph 35
Abs.3 S.1 ZAG eingeräumten Über-
gangsfrist, die aber am 30. April 2011

endet. Für die Zulassung erforderlich
ist u. a. ein internes Kontrollsystem zur
Unterbindung von Geldwäsche- und
Terrorismusfinanzierung sowie eine
Rechnungslegung entsprechend der
von Zahlungsinstituten. Von jedem
Zahlungsinstitut wird die Hinterle-
gung eines sogenannten regulatori-
schen Eigenkapitals (Paragraph 12
ZAG) verlangt, was deren Ergebnis-
rechnung belastet, das Kontrahenten-
risiko für Händler bei einer Insolvenz
aber verringert. 

Aktuell sind mit Montrada und
Con-Cardis erst zwei Kartenzahlungs-
dienstleister in dem Bafin-geführten
Register der zugelassenen Zahlungsin-
stitute aufgeführt. Die großen im
Handel tätigen Netzbetreiber wie Ea-
sycash oder B+S Card Service stecken
noch im Zulassungsstau, weil sie eine
vertiefte Untersuchung ihrer ungleich
breiteren Geschäftsfelder und ihrer
eingereichten Unterlagen durchlau-
fen müssen. Erst wenn diese Verfah-
ren abgeschlossen sind, wird auch
klar sein, ob weitere Electronic-cash-

Netzbetreiber oder sogar die vertrieb-
lich ausgerichteten kaufmännischen
Netzbetreiber die Zulassung beantra-
gen müssen.

Bei den Geld- und Werttranspor-
teuren gibt es noch keine Zulassung,
aber Lizenzierungsanträge von Uni-
corn und Kötter Geld- & Wertdienste.
Andere wollen folgen, sichern sich
aber zuvor durch professionelle Beglei-
tung samt Vorfeldanalyse im Handel
ab, um die komplexen Anforderungen
der Bafin handhaben zu können. Als
Zahlungsinstitut dürften Geld- und
Wertdienstleister erstmals Cash-Re-
cycling, also das Wieder-In-Umlauf-
Bringen von Banknoten und Münzen
ohne direkte Einbindung der Bundes-
bank anbieten. Ohne Zulassung droht
den Werttransporteuren dagegen zum
1. Mai 2011 die Kündigung aller Münz-
geld- und Sammel-Treuhandkonten
durch die Bundesbank und die Rück-
stufung in die Transporttätigkeit. 

Händler, die Karten mit Zahlungs-
funktion (Kunden-, Kredit-, Flotten-
karten) herausgeben, könnten für sich
die Zulassung als Zahlungsinstitut be-
antragen. Dann bräuchten sie keine
Bank für das Co-Branding mehr und
könnten die Gebühren, die heute an
andere Kartenherausgeber fließen,
einsparen. lz 36-10

Kartenabwickler und Geldtransporteure unter Finanzaufsicht / Von Stefan Schneider

Potsdam. Das neue Zahlungsdiens-
teaufsichtsgesetz und die Einführ-
ung der Zahlungsdienste haben für
den Zahlungsverkehr der Handels-
unternehmen erhebliche praktische
Vorteile. 

Handel profitiert vom neuen Recht 

Zahlungsdienste:
Die Bilanz für die

neuen gesetzlichen

Regeln ist über-

wiegend positiv. 

„Händler könnten Gebüh-
ren für andere Karten-
herausgeber einsparen“

Stefan Schneider,
Geschäftsführer

von Cards-Consult,

ist spezialisiert auf

Zahlungsverkehr,

Kartenzahlung und

Kundenbindungs-

programme im

Handel.
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